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AUS DEM INHALT ÖSTERREICH WÄHLT 
Am 29. September 2024 findet die Wahl zum österreichischen Nationalrat statt und wir sind 
aufgerufen, unsere Vertreter im Parlament, das zentrale Organ der Bundesgesetzgebung in 
Österreich, zu wählen. 

Sucht man in den Programmen der politischen Parteien nach wirtschaftlichen Inhalten, 
so wurde bis jetzt von nichts bis wenig präsentiert – wobei die österreichische Ökonomie 
gerade in wirtschaftlich schweren Zeiten positive Impulse und Stärkung brauchen würde.  
Auch im Jahr 2024 schwächelt die Konjunktur – Österreich liegt dabei unter dem EU-Durch-
schnitt – und die Wirtschaftsforschungsinstitute rechnen mit Stagnation.

Daher wäre es gerade jetzt für den Wirtschaftsstandort Österreich wichtig, konstruktive 
Ideen und positive Akzente zur Stärkung von Betrieben und Sicherung von Arbeitsplätzen 
zu schaffen. Der alte Slogan „Geht's der Wirtschaft gut, geht's uns allen gut“ ist nicht von 
der Hand zu weisen, erfordert aber, dass die Politik Weichen für einen auch in Zukunft pros-
perierenden Wirtschaftsstandort Österreich stellt. Leistung muss sich lohnen, aber auch 
Themen wie die Senkung der Lohnnebenkosten und die Sicherung von Pensionen gehören 
einfach angepackt und umgesetzt, auch wenn es dafür Mut bedarf.

Eine Regierung, deren Überlegungen nicht nur bis zur nächsten Wahl reichen, sondern mit 
Zukunftsvisionen für Österreich, die von Verantwortungsbewusstsein geprägt sind und über 
parteipolitische Interessen hinausgehen, wäre wünschenswert.
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NEUE UMSATZSTEUERLICHE
KLEINUNTERNEHMERBEFREIUNG

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2024 wird ab 1.1.2025 die 
Kleinunternehmerbefreiung in der Umsatzsteuer neu geregelt. 
Erstmals kann diese auch von Unternehmen angewendet wer-
den, die ihren Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat haben.

Bis 31.12.2024 beträgt die Umsatzgrenze für die Anwen-
dung der Kleinunternehmerbefreiung in der Umsatzsteuer  
EUR 35.000,00 pro Jahr (= Nettobetrag ohne Umsatzsteuer). Bei 
Anwendung des Normalsteuersatzes von 20 % liegt die Brutto-
Grenze damit derzeit bei EUR 42.000,00. Diese Umsatzgrenze 
darf derzeit einmalig um maximal 15 % innerhalb eines Zeit-
raums von fünf Jahren überschritten werden.

Ab 1.1.2025 wird nicht nur auf die Umsatzhöhe des laufenden 
Jahres, sondern auch auf die Umsätze des vorangegangenen 
Kalenderjahres abgestellt. Nur wenn die Umsatzgrenze in bei-
den Jahren nicht überschritten wird, kann die Umsatzsteuer-
befreiung in Anspruch genommen werden. Die Umsatzgrenze 
wird künftig aber als Bruttogrenze definiert – also inklusive der 
Umsatzsteuer. Nach der aktuellen Rechtslage beträgt die Brut-
togrenze ab 1.1.2025 EUR 42.000,00; diese soll aber noch auf 
EUR 55.000,00 erhöht werden.

Überschreiten der Umsatzgrenze
Neu wird ab 1.1.2025 geregelt, dass die Umsatzsteuerbefrei-
ung erst mit jenem Umsatz entfällt, ab dem die Grenze über-
schritten wird. Die zuvor getätigten Umsätze bleiben weiterhin 
umsatzsteuerbefreit – es kommt also zu keiner nachträglichen 
Umsatzsteuerpflicht. Umsatzsteuerpflichtig ist dann jener 
Umsatz, mit dem die Grenze überschritten wird, sowie alle fol-
genden Umsätze. Die derzeitige Toleranzgrenze von 15 %, die 
einmal innerhalb von fünf Jahren in Anspruch genommen wer-
den kann, wird ab 1.1.2025 durch eine neue Toleranzgrenze von 
10 % ersetzt: Wird die Umsatzgrenze um nicht mehr als 10 % 
überschritten, so gilt die Umsatzsteuerbefreiung noch bis zum 
Ende des Kalenderjahres und die Umsatzsteuerpflicht tritt erst 
im nächsten Kalenderjahr ein.

Nur bei einem Überschreiten der 10 %igen Toleranzgrenze 
kommt es schon im aktuellen Jahr zur Umsatzsteuerpflicht. 
Diese gilt aber nur für den die Grenze überschreitenden Um-
satz und alle danach durchgeführten Umsätze. Derzeit führt 
ein Überschreiten der Umsatzgrenze zum Wegfall der Kleinun-
ternehmerbefreiung für das gesamte Veranlagungsjahr.

Keine Umsatzsteuerbefreiung für
Kleinunternehmer aus Drittstaaten
Im Bereich der Umsatzsteuer können ab 1.1.2025 auch Unter-
nehmer, die ihr Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union betreiben, die Umsatzsteuerbefreiung 
für Kleinunternehmer in Anspruch nehmen. Für Unternehmer 
aus Drittstaaten gilt die Regelung nicht. Maßgebend ist der 
Sitz des Unternehmens. Es reicht daher nicht aus, dass eine 
Betriebsstätte in der EU vorliegt. Unternehmer, die ihr Unter-
nehmen in einem anderen EU-Mitgliedstaat betreiben, müssen 
für die Anwendbarkeit der Befreiung neben der nationalen Um-
satzgrenze noch zusätzliche Voraussetzungen erfüllen.

So darf der unionsweite Jahresumsatz maximal EUR 100.000,00  
im vorangegangenen Kalenderjahr so wie im laufenden Ka-
lenderjahr betragen und es muss ein entsprechender Antrag 
gestellt werden. Wird der unionsweite Schwellenwert von  
EUR 100.000,00 überschritten, so ist die grenzüberschreiten-
de Kleinunternehmerregelung ab dem Umsatz, mit dem der 
Schwellenwert überschritten wird, nicht mehr anwendbar.

Die Befreiung muss in jenem EU-Mitgliedstaat beantragt wer-
den, von dem aus das Unternehmen betrieben wird.

> Hinweis:

Aufgrund des damit einhergehenden Verlustes des Vorsteu-
erabzugs muss die Anwendung der Umsatzsteuerbefreiung 
vorab gut überlegt werden. Wir rechnen das gerne für Sie 
durch.

WICHTIGE TERMINE IM SEPTEMBER 2024

EU-Vorsteuerrückerstattung, Einreichung des Firmenbuch-Jah-
resabschlusses und Überprüfung der ESt-/KöSt-Vorauszahlungen 
bzw. Anspruchsverzinsung.

Vorsteuererstattung aus EU-Mitgliedstaaten
bis 30.9.2024 beantragen
Inländische Unternehmer, die im Ausland Lieferungen oder 
sonstige Leistungen beziehen, können sich die in Rechnung 
gestellte ausländische Vorsteuer unter bestimmten Voraus-
setzungen zurückholen. Für die Erstattung von Vorsteuern 
des Jahres 2023 aus EU-Mitgliedstaaten endet die Frist am 
30.9.2024. Die Anträge sind für in Österreich ansässige Unter-
nehmer über FinanzOnline in Österreich einzureichen. Dabei 
gilt es, die Vorsteuerabzugsfähigkeit nach den im jeweiligen 
EU-Mitgliedstaat geltenden Regelungen zu beachten.

Rechnungen mit einer Bemessungsgrundlage von über  
EUR 1.000,00 bzw. Tankbelege über EUR 250,00 sind einzuscan-
nen und dem Antrag als PDF beizufügen. Unterjährig gestellte 
Anträge müssen Vorsteuern von zumindest EUR 400,00 umfas-
sen. Bezieht sich ein Antrag auf ein ganzes Kalenderjahr bzw. 
auf den letzten Zeitraum eines Kalenderjahres, so müssen die 
Erstattungsbeträge zumindest EUR 50,00 betragen.

Frist für Offenlegung des Jahresabschlusses 31.12.2023
Für die Offenlegung des Jahresabschlusses gilt wieder die bis 
vor Corona-Zeiten vorgesehene Neunmonatsfrist ab dem Bi-
lanzstichtag für die Einreichung beim Firmenbuch. Bei einem 
Wirtschaftsjahr, das dem Kalenderjahr entspricht (= Bilanz-
stichtag 31.12.2023), muss der Firmenbuch-Jahresabschluss 
somit bis spätestens 30.9.2024 an das Firmenbuch übermittelt 
werden.

Überprüfung der Einkommen- und
Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen
Steuerpflichtige haben für die Einkommen- bzw. Körperschaft-
steuer eines Jahres Vorauszahlungen zu leisten. Diese sind 
vierteljährlich jeweils am 15.2, 15.5., 15.8. und 15.11. an das 
Finanzamt zu bezahlen und werden von diesem auf Basis der 
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Einkünfte laut dem letzten Steuerbescheid zuzüglich einer ge-
wissen Erhöhung per Bescheid vorgeschrieben.

Für die Einkommen- und Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen 
des laufenden Jahres 2024 kann noch bis zum 30.9. eine Anpas-
sung beantragt werden. Dies sollte insbesondere dann geprüft 
werden, wenn der diesjährige Gewinn voraussichtlich niedriger 
sein wird als jener, der als Basis für die Festsetzung der aktu-
ellen Vorauszahlungen herangezogen wurde.

Für die Herabsetzung ist ein formloser Antrag notwendig, wel-
cher eine Begründung enthalten muss, in der die verringerte 
Gewinnerwartung dargelegt wird. Die Zahlen sind dem Finanz-
amt, z. B. durch eine Aufstellung über die Umsatzentwicklung, 
eine Bestätigung über Forderungsausfälle oder die Vorlage ei-
ner Zwischenbilanz, nachzuweisen.

Rechnen Sie für das Veranlagungsjahr 2024 mit einer Ein-
kommen- bzw. Körperschaftsteuernachzahlung, besteht die 
Möglichkeit, eine Anhebung der Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuervorauszahlung für 2024 bis zum 30.9.2024 zu 
beantragen. Der Erhöhungsbetrag ist mit 15.11.2024 – zu-
sätzlich zur bereits festgesetzten Vorauszahlung – einzuzah-
len.

Überprüfung der Anspruchsverzinsung
Für Nachzahlungen von Einkommen- und Körperschaftsteu-
ern des Jahres 2023, die nach dem 30.9.2024 bescheidmäßig 
festgesetzt werden, sind Anspruchszinsen vorzuschreiben. An-
spruchszinsen werden schlagend, wenn die Vorauszahlungen 
für das Veranlagungsjahr 2023 geringer waren als die letzt-
endlich festgesetzte Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer. Die 
Anspruchsverzinsung für Einkommen- und Körperschaftsteu-
ernachzahlungen für das Jahr 2023 beginnt ab 1.10.2024 zu 
laufen.

Dies ist insbesondere relevant, da der Zinssatz für An-
spruchszinsen 5,88 % (Stand Juli 2024) beträgt und sich somit 
nach wie vor auf hohem Niveau befindet. Die Anspruchsverzin-
sung kann mit einer Anzahlung in Höhe der voraussichtlichen 
Nachzahlung bis 30.9.2024 vermieden werden.

Die Anspruchszinsen beim Finanzamt gelten nicht nur für 
Nachzahlungen, sondern auch für Gutschriften. Bei zu hohen 
Vorauszahlungen für Einkommen- bzw. Körperschaftsteuern 
werden diese daher ebenso ab 1.10. des Folgejahres verzinst. 
Das Finanzamt schreibt somit Gutschriftzinsen, derzeit eben-
falls in der Höhe von 5,88 %, gut.

VERSCHÄRFTE NACHWEISPFLICHTEN FÜR 
INNERGEMEINSCHAFTLICHE LIEFERUNG

Trotz diverser EuGH-Judikate bestehen strenge Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung von innergemeinschaftlichen Lieferungen. 
Werden diese Vorgaben nicht berücksichtigt, kann es zu empfind-
lichen umsatzsteuerlichen Nachversteuerungen kommen.

Innergemeinschaftliche Lieferungen sind Lieferungen zwi-
schen zwei Unternehmern, bei der Gegenstände von einem 

EU-Mitgliedstaat in einen anderen befördert oder versendet 
werden. Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen ist die in-
nergemeinschaftliche Lieferung im Abgangsland steuerfrei.

In einem aktuellen Verfahren des Europäischen Gerichtshofes 
(EuGH) war fraglich, ob das Finanzamt die Steuerbefreiung 
versagen darf, wenn der Lieferer zwar nicht nachgewiesen 
hat, dass die Gegenstände an einen steuerpflichtigen Emp-
fänger geliefert wurden, aber die Behörde über jene Angaben 
verfügt, die für die Überprüfung dieses Umstandes erforder-
lich sind.

Buchnachweis erforderlich
Die Steuerbefreiung des Lieferers für eine innergemeinschaft-
liche Lieferung setzt voraus, dass deren Empfänger ein steuer-
pflichtiger Unternehmer ist und dieser die Lieferung im Bestim-
mungsland der Erwerbsbesteuerung unterzieht. Der Lieferer 
muss unter anderem nachweisen, dass der Gegenstand tat-
sächlich in einen anderen Mitgliedstaat versandt oder beför-
dert worden ist und dieser Gegenstand den Liefermitgliedstaat 
physisch verlassen hat (Versandnachweis). Weiters müssen die 
Voraussetzungen für die steuerfreie innergemeinschaftliche 
Lieferung buchmäßig nachgewiesen werden.

Laut EuGH dürfen keine zusätzlichen (materiellen) Voraus-
setzungen für die Einstufung des Umsatzes als innergemein-
schaftliche Lieferung durch die Mitgliedstaaten aufgestellt 
werden.

Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität erfordert zudem, 
dass die Befreiung auch dann gewährt wird, wenn deren mate-
rielle Voraussetzungen erfüllt sind, der Lieferer aber bestimm-
ten formellen Anforderungen nicht nachgekommen ist.

Voraussetzungen für Steuerbefreiung
ausgeweitet
Grundsätzlich haben daher die nationalen Behörden anhand 
aller verfügbaren Informationen zu prüfen, ob die materiellen 
Voraussetzungen für die Befreiung der innergemeinschaft-
lichen Lieferung erfüllt sind.

Allerdings wurden ab 1.1.2020 die materiell-rechtlichen Vor-
aussetzungen für diese Steuerbefreiung aufgrund einer EU-
Richtlinie ausgeweitet: zusätzlich zu den bis dahin bereits 
geltenden Voraussetzungen ist für die steuerfreie Behandlung 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung notwendig, dass

• dem Lieferer die gültige Umsatzsteuer-Identifikationsnum-
mer (UID) des Abnehmers, die von einem anderen Mitglied-
staat erteilt wurde, mitgeteilt wurde und 

• der Lieferer seiner Verpflichtung zur Abgabe einer Zusammen-
fassenden Meldung nachgekommen ist.

> Fazit:

Wird daher von einem österreichischen Lieferer die UID-
Nummer des EU-Abnehmers nicht geprüft und ist diese nicht 
gültig, führt dies zur Versagung der Steuerbefreiung der in-
nergemeinschaftlichen Lieferung und zur Festsetzung von 
österreichischer Umsatzsteuer. 

Im Wandel der Zeit gut beraten.



MASSNAHMEN ZUR ENTLASTUNG FÜR 2025

Zur Abgeltung der noch nicht berücksichtigten Inflationswir-
kungen hat die Bundesregierung weitere Maßnahmen ab 
1.1.2025 beschlossen. Die entsprechenden Gesetze sollen bis Ok-
tober im National- und Bundesrat beschlossen werden.

Die kalte Progression wurde in Österreich ab 1.1.2023 abge-
schafft. Sozial- und Familienleistungen wie die Familienbeihilfe, 
der Mehrkindzuschlag und der Kinderabsetzbetrag werden seit-
dem valorisiert. Im Rahmen des jährlich verbleibenden Drittels 
sollen ab 1.1.2025 insbesondere Leistungsträger sowie Familien 
mit Kindern berücksichtigt werden.

Volle Anpassung der Absetzbeträge
Die Absetzbeträge (Alleinverdienerabsetzbetrag, Alleinerzie-
herabsetzbetrag, Unterhaltsabsetzbetrag, Verkehrsabsetz-
betrag, erhöhter Verkehrsabsetzbetrag für Pendler, Zuschlag 
zum Verkehrsabsetzbetrag, Pensionistenabsetzbetrag, er-
höhter Pensionistenabsetzbetrag) samt der SV-Rückerstat-
tung und des SV-Bonus sowie zugehöriger Einkommens- und 
Einschleifgrenzen sollen zu 100 % an die Inflationsrate ange-
passt werden.

Anhebung und Attraktivierung des Kilometergeldes
Für die berufliche Nutzung eines arbeitnehmereigenen Fahr-
zeuges kann Kilometergeld steuerfrei ausbezahlt werden. 
Dieses beträgt derzeit je Kilometer für PKW EUR 0,42 bzw. für 
jede mitbeförderte Person EUR 0,05, für Motorräder EUR 0,24 
und für Fahrräder bzw. E-Bikes EUR 0,38. Ab 1.1.2025 soll das 
Kilometergeld für PKW, Motorräder und Fahrräder mit einheit-
lichen EUR 0,50 festgesetzt werden. Dies gilt auch für Unter-
nehmer, die ihr privates Fahrzeug beruflich nutzen. Für jede 
mitbeförderte Person soll ein Betrag von EUR 0,15 beansprucht 

werden können. Außerdem soll die derzeit geltende Ober- 
grenze für den Ansatz von Kilometergeld für Fahrräder von 
1.500 km auf 3.000 km pro Jahr verdoppelt werden.

Finanzielle Hilfe für einkommensschwache
Haushalte mit Kindern
Zur Unterstützung erwerbstätiger armuts- und ausgrenzungs-
gefährdeter Familien soll ab 1.1.2025 dauerhaft ein Kinderzu-
schlag (für Kinder bis zum 18. Lebensjahr) in Form eines Absetz-
betrages für erwerbstätige Alleinverdiener sowie Alleinerzieher 
vorgesehen werden. Der Betrag steht bis zu einem Jahresein-
kommen von (derzeit) maximal EUR 24.500,00 zu und beträgt 
EUR 60,00 pro Kind und Monat. Der Erhöhungsbetrag und die 
Einkommensgrenze werden jährlich valorisiert.

Anhebung der Tages- und Nächtigungsgelder
Tagesgelder für Inlandsdienstreisen sind derzeit bis zu EUR 26,40  
pro Tag steuerlich als Kostenersatz anerkannt. Als Nächtigungs-
geld können – sofern keine höheren Ausgaben nachgewiesen 
werden – bis zu EUR 15,00 berücksichtigt werden. Diese Beträge  
sollen auf jeweils EUR 30,00 bzw. EUR 17,00 erhöht werden.

Weitere Maßnahmen

• Anpassung der ersten fünf Tarifgrenzen um zusätzlich jeweils
0,5 %-Punkte 

• Erhöhung der Kleinunternehmergrenze auf EUR 55.000,00

• Modernisierung und Vereinfachung des Sachbezugs für Dienst-
wohnungen 

• Valorisierung der Freigrenze für sonstige Bezüge
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